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Nicht nur in Deutschland, sondern auch in anderen Demokratien welt-
weit erleben wir gegenwärtig eine tiefe Verunsicherung. Viele Bürge-
rinnen und Bürger fühlen sich von „den Politikern da oben“ im Stich 
gelassen. Das Vertrauen in die etablierten politischen Entscheidungs-
prozesse und die klassischen Medien hat beinahe flächendeckend ab-
genommen. Gleichzeitig erhalten politische Bewegungen Zulauf, die 
Politik und Medien unter Berufung auf „das Volk“ fundamental kriti-
sieren und die Funktionsfähigkeit der Demokratie generell in Zweifel 
ziehen. 

Von der norwegischen Fortschrittspartei und den Schwedendemokra-
ten im Norden über den französischen Front National, die britische U-
kip, die deutsche AfD, Österreichs FPÖ, die Schweizerische Volkspar-
tei, bis zur italienischen Lega Nord im Süden: In allen westeuropäi-
schen Demokratien feiern (rechts-)populistische Parteien derzeit Er-
folge. In einigen ostmitteleuropäischen jungen Demokratien (Polen, 
Ungarn und die Slowakei) stellen sie sogar die Regierung. Gerade weil 
er sich vehement vom sogenannten „politischen Establishment“ ab-
grenzte, kam auch in den USA mit Donald Trump ein Mann in das 
Präsidentenamt, der die Unzufriedenheit vieler Amerikaner mit dem 
Funktionieren des demokratischen Systems verkörperte. 

Die Erfolge solcher Parteien und Politiker haben wiederum ihrerseits 
zu einer erheblichen Verunsicherung innerhalb demokratischer Syste-
me geführt. Bei der Frage, ob und auf welcher Ebene man sich mit po-
pulistischen Kritikern der freiheitlichen Demokratie argumentativ aus-
einandersetzen soll, herrscht große Unsicherheit. Während die einen 
für eine konsequente Ignorierung und politische Ausgrenzung plädie-
ren, suchen andere die argumentative Auseinandersetzung. Wieder an-
dere übernehmen zumindest punktuell politische Positionen populisti-
scher Parteien, in der Hoffnung, damit verlorengegangene Wähler-
stimmen zurückgewinnen zu können. In einigen Ländern – nicht in 
Deutschland – sind etablierte Parteien offen für eine Zusammenarbeit 
bis hin zur gemeinsamen Regierungsbildung. 

Die öffentliche Debatte wird angesichts dieser Verunsicherung in vie-
len Ländern von der Meinung beherrscht, die Demokratie sei in der 
Krise. Doch ist diese alarmistische Diagnose begründet? Ja und nein. 
Was wir derzeit in vielen Demokratien an Veränderungen beobachten, 
ist durchaus ernst zu nehmen. Die wichtigsten Herausforderungen 
werden im ersten Teil dieses Aufsatzes thematisiert. Deren lang- und 
kurzfristigen Ursachen sowie die strukturellen Probleme demokrati-
scher Verfassungsstaaten werden im nächsten Schritt analysiert. Doch 
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am Schluss steht die These, dass zwischen Herausforderungen und be-
standsgefährdenden Störungen unterschieden werden muss. Es mag 
schwierige Hausaufgaben geben, aber die Demokratie ist noch lange 
nicht am Ende. 

Unzufriedenheit 

Die liberalen Demokratien sind seit einiger Zeit mit beträchtlichen 
Herausforderungen konfrontiert. Die Zufriedenheit mit dem Funktio-
nieren des demokratischen Prozesses, der seit den 1990er Jahren in den 
Ländern der Europäischen Union im Trend kontinuierlich gestiegen 
war, erlebte im Jahr 2015 erstmals einen erheblichen Rückgang. Bei-
spiel Deutschland: Die jährlich durchgeführten Eurobarometer-
Umfragen zeigen, dass zwischen 1991 und 2015 sowohl in West- als 
auch Ostdeutschland eine leichte Zunahme der Zufriedenheit mit dem 
Funktionieren der Demokratie zu beobachten war. Im Herbst 2015 
sank die Zufriedenheit jedoch rapide ab. Waren im Frühjahr 2015 noch 
71 Prozent der Deutschen „sehr zufrieden“ oder „ziemlich zufrieden“ 
mit dem Funktionieren der Demokratie in Deutschland gewesen, 
schrumpfte dieser Anteil innerhalb nur eines halben Jahres auf 63 Pro-
zent.1 Ganz offensichtlich gab es zu diesem Zeitpunkt Entwicklungen 
in der deutschen Politik, auf die die Deutschen negativ mit einer gerin-
geren Demokratiezufriedenheit reagierten. Seitdem konnten sich die 
Werte nur teilweise wieder erholen. In Ostdeutschland bleibt die Zu-
friedenheit mit der Demokratie nach wie vor deutlich niedriger als in 
Westdeutschland. 

Insgesamt betrachtet, sind Zufriedenheitswerte in Gesamtdeutschland 
allerdings noch höher als in den meisten anderen Demokratien Euro-
pas. Lediglich einige nordeuropäische Länder wie Dänemark, Schwe-
den und Finnland wiesen in einer Umfrage des Pew Research Centers 

Ende 2017 höhere Zufriedenheitswerte als Deutschland auf. In Groß-
britannien und Polen ist jedoch nur etwa die Hälfte der Bürger mit ih-
rem politischen System zufrieden. In den von der EU-
Staatsschuldenkrise und der Migration besonders betroffenen südeuro-
päischen Ländern haben die Unzufriedenen sogar eine Zweidrittel-
mehrheit – oder sogar noch deutlich mehr, wie in Griechenland, wo 79 
Prozent unzufrieden sind. Auch eine Mehrheit der US-Amerikaner (51 
Prozent) ist nach dieser Umfrage unzufrieden damit, wie die Demokra-
tie in ihrem Land funktioniert. 
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Sinkendes Vertrauen 

Eine weitere Beobachtung ist, dass das Vertrauen der Bürger in politi-
sche Institutionen wie Regierungen, Parlamente und Parteien stetig 
sinkt. Dieser Trend ist nicht neu, sondern lässt sich schon seit den 
1990er Jahren beobachten. Während man in Deutschland und anderen 
europäischen Demokratien vor gut 20 Jahren noch von einem mittleren 
Vertrauensniveau von gut 50 Prozent für Regierung und Parlament 
ausgehen konnte, lag dieser Wert 2017 europaweit bei nur noch rund 
36 Prozent. Im Jahr 2015 hatten gar nur noch 24 Prozent der Europäer 
Vertrauen in Parlament und Regierung. Noch schlechter schneiden die 
politischen Parteien ab, denen durchschnittlich nur 20 Prozent der 
Bürger vertrauen. 

Demgegenüber erfreuen sich nicht-majoritäre Institutionen, die nicht 
gewählt werden, sondern eher administrative Funktionen wahrnehmen, 
stabiler oder sogar wachsender Vertrauenswerte. So haben laut dersel-
ben Umfrage z.B. 83 Prozent der Befragten Vertrauen in die Polizei, 
80 Prozent in die Universitäten und 53 Prozent in die Bundeswehr. 
Bemerkenswert ist, dass in Deutschland unter den Verfassungsorganen 
seit vielen Jahren der Bundespräsident und das Bundesverfassungsge-
richt die höchsten Vertrauenswerte besitzen, also solche Institutionen, 
auf deren Besetzung die Bürger ebenfalls keinen unmittelbaren Ein-
fluss haben. Darin zeigt sich eine erstaunliche Paradoxie der heutigen 
repräsentativen Demokratie: Unpolitische und überparteiliche Einrich-
tungen werden von vielen Bürgern höher geschätzt als diejenigen Insti-
tutionen, die von ihnen selbst demokratisch bestimmt werden können. 

Ob sich dieser Trend als eine „schleichende Entdemokratisierung des 
Wertesystems der Bürger“ (Wolfgang Merkel) deuten lässt, bleibt of-
fen. Dass politisch neutrale Institutionen, bei denen man Sachverstand 
und Effizienz „anstelle von Parteiengezänk“ vermutet, gegenüber den 
gewählten Repräsentationsorganen präferiert werden, ist allerdings ein 
Warnsignal. 

Wachsende Distanz zu den politischen Eliten und Medien 

Viele Menschen fühlen sich von ihren gewählten Repräsentanten nicht 
mehr vertreten und glauben, die wirklichen Entscheidungen würden an 
anderer Stelle getroffen. Viele haben den Eindruck, dass ihre Sorgen 
und Ängste nicht gehört oder nicht ernst genommen werden. Nach ei-
ner Studie der Friedrich-Ebert-Stiftung werden Politiker vielfach als 
fernab der Lebensrealität der Menschen wahrgenommen. „Ich habe das 
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Gefühl“, sagte ein befragter Bürger im Interview aus, „dass unsere Po-
litiker nicht richtig wissen, was die Menschen wollen“. Politik werde 
nach Ansicht der in dieser Studie Befragten zu wenig für die Bürger 
gestaltet und ist stattdessen zu sehr von der Wirtschaft und Partikular-
interessen beeinflusst.2 Diese weitverbreitete Meinung findet sich auch 
in anderen Demokratien: Das Trust Barometer der weltweit tätigen 
PR-Agentur Edelman, für das jedes Jahr mehr als 33.000 Menschen in 
28 Ländern der Welt befragt werden, stellte 2018 in beinahe allen un-
tersuchten Demokratien ein weiteres Absinken des Vertrauens in die 
politischen Eliten fest. In den USA ist das Vertrauen in die Politiker so 
niedrig wie nie seit dem Beginn entsprechender Umfragen vor 60 Jah-
ren. 

Misstrauen gegenüber politischen Eliten ist für die Demokratie eigent-
lich nichts Ungewöhnliches. Die Idee der demokratischen Kontrolle 
von Macht, von Opposition und das Konzept der Gewaltenteilung ent-
springt letztlich ja einem gewissen Misstrauen gegenüber den Trägern 
politischer Herrschaft. Von grenzenlosem Vertrauen allein kann auch 
die beste Demokratie nicht leben. Beunruhigend ist jedoch, dass die 
Repräsentanten von Demokratien heute zunehmend Angriffen ausge-
setzt sind, die kein Maß mehr zu kennen scheinen. Die Kritik gegen-
über politischen Akteuren wird immer häufiger durch Beleidigungen, 
Respektlosigkeit und Hassgefühle geprägt. 

Auch das Vertrauen in die klassischen Medien, die für die Vermittlung 
von Politik in der Demokratie eine zentrale Rolle spielen, hat erkenn-
bar gelitten. Nach einer Umfrage des Instituts Forsa ging das Vertrau-
en der Deutschen in die Presse 2017 innerhalb nur eines Jahres um vier 
Punkte auf 40 Prozent zurück. Auch hier gibt es ein deutliches Ost-
West-Gefälle. Ostdeutsche schenken den Medien deutlich weniger 
Vertrauen als die Westdeutschen: Nur 16 Prozent der Menschen in 
Ostdeutschland trauen z.B. dem Fernsehen, im Westen sind es 30 Pro-
zent.3 Zwar gibt es nach aktuellen Erkenntnissen der Langzeitstudie 

Medienvertrauen (Universität Mainz) hier durchaus auch positive Zah-
len; zuletzt stieg das Vertrauen in die Medien wieder an, und der öf-
fentlich-rechtliche Rundfunk und die Tagespresse genießen das Ver-
trauen von etwa zwei Dritteln der Bevölkerung. Dennoch gibt mehr als 
ein Drittel der deutschen Bevölkerung an, gesellschaftliche Zustände 
anders wahrzunehmen, als diese von den Medien dargestellt werden. 
Individuell als wichtig empfundene Themen werden laut knapp einem 
Viertel der Menschen von den Medien nicht entsprechend gespiegelt.4 
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Von einer solchen Wahrnehmung ist es bis zum Vorwurf der „Lügen-
presse“ nicht weit. 

Auch dieser Trend lässt sich in anderen Ländern beobachten. 70 Pro-
zent aller Befragten weltweit äußerten in der Umfrage des Trust Ba-

rometers die Sorge, dass Falschinformationen oder Fake News poli-
tisch instrumentalisiert werden könnten.5 Die politische Kommunikati-
on hat sich seit einigen Jahren durch das Internet ohnehin auf geradezu 
revolutionäre Weise verändert. Die klassischen Medien wie Presse, 
Funk und Fernsehen, erscheinen vielen Menschen angesichts des In-
formations- und Kommunikationspotenzials des Internets überflüssig. 
Der für den demokratischen Prozess so wichtige politische Diskurs 
wird vielfach gar nicht mehr geführt: In den digitalen sozialen Netz-
werken neigen viele dazu, sich nur mit Gleichgesinnten zu umgeben 
und sich dabei gegenseitig in der eigenen Position zu bestärken. 

Veränderung des Parteiensystems 

Gravierend ist schließlich auch der fast schlagartigeWandel der Partei-
ensysteme vieler Demokratien. Ein Parteiensystem ist eigentlich nie 
statisch. Die allmähliche Veränderung der Parteienlandschaft ist ein 
Phänomen, das sich in allen Demokratien beobachten lässt. In den letz-
ten 20 Jahren waren die Veränderungen jedoch besonders drastisch. 
Dazu gehört insbesondere der erhebliche Abschwung der Volkspartei-
en, der sich sowohl in den Mitgliederzahlen als auch in den Wahler-
gebnissen äußert. So hat in Deutschland die SPD seit 1990 mehr als 
die Hälfte ihrer Mitglieder verloren, die CDU rund 45 Prozent.  Bei 
den Bundestagswahlen von 2017 erzielte die SPD mit 20,5 Prozent 
und die CDU mit 33 Prozent das schlechteste Ergebnis seit 1949. Von 
der nachlassenden Bindekraft der ehemaligen Volksparteien profitie-
ren die kleineren Parteien. Die Zeiten eines Drei- oder Vier-Parteien-
Systems, wie es die Bundespolitik bis Ende der 1970er Jahre dominier-
te, gehören endgültig der Vergangenheit an. Grüne und Linke konnten 
sich langfristig auf dem Wählermarkt etablieren, und auch die FDP 
schaffte 2017 ihr Comeback. Mit der AfD, die auf 12,6 Prozent kam, 
zog zudem eine Partei des weit rechten Spektrums in den Bundestag 
ein. Zuvor hatte die rechtspopulistische und teilweise als völkisch-
nationalistisch eingeschätzte Partei bereits bei zahlreichen Landtags-
wahlen Erfolge erzielt. Damit spielen nunmehr insgesamt sieben Par-
teien auf Bundesebene eine Rolle. Die Folgen für das politische Sys-
tem sind beträchtlich: Je mehr Parteien im Parlament agieren und je 
kleiner die ehemals großen Parteien werden, desto schwieriger werden 
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Koalitionsbildungen. Nach der Bundestagswahl 2017 dauerte es 177 
Tage, bis eine neue Regierung vereidigt werden konnte. 

Ähnliche rapide Veränderungen können wir auch in anderen Demokra-
tien beobachten. In Spanien wirbelte die erst 2014 gegründete linke 
spanische Protestpartei Podemos die Parteienlandschaft durcheinander. 
In den Niederlanden stürzte die jahrzehntelange Regierungspartei 
„Partei der Arbeit“ im Frühjahr 2017 von 24,8 auf 5,7 Prozent ab. In 
Frankreich kollabierte bei den Wahlen von 2017 ein jahrzehntelang 
etabliertes Parteiensystem. 2018 erlebte das Parteiensystem Italiens 
eine tiefgreifende Umwälzung. Noch volatiler erscheinen die Parteien-
systeme vieler junger Demokratien, insbesondere in ostmitteleuropäi-
schen Staaten. Fragmentierung, Polarisierung und das Erstarken popu-
listischer Strömungen kennzeichnen heute die Parteiensysteme vieler, 
wenn nicht der meisten, Demokratien. 

Es sind allerdings durchaus auch längerfristige Wandlungsprozesse in 
der Gesellschaft, die zu einer Erosion der klassischen Parteien geführt 
haben. Soziale Milieus, die einst Parteiidentifikation gestiftet hatten, 
sind seit Jahrzehnten in einem Auflösungsprozess. In Verlauf gesell-
schaftlicher Individualisierung und Pluralisierung zerrinnen den Par-
teien zunehmend ihre Zielgruppen. Mit ihrer stetig schrumpfenden 
klassischen Wählerklientel, den Arbeitern für die SPD und den Katho-
liken für die Union, können die beiden ehemaligen Volksparteien heu-
te längst keine Wahlen mehr gewinnen. Sie müssen auf neue Wähler-
schichten zielen, was wiederum zu einer Enttäuschung von Stamm-
wählern führen kann. Wähleransprache und auch Wählerbindung wird 
für die politischen Parteien unter diesen veränderten gesellschaftlichen 
Bedingungen immer schwieriger. Die gesellschaftlichen Veränderun-
gen sind überdies eingebettet in die Logik der modernen Fernseh- und 
Internetdemokratie, der sich auch die politischen Parteien nicht entzie-
hen können. Wahlkämpfe und auch Regierungstechniken haben sich 
unter diesen Bedingungen erheblich verändert. Wo Politik manchmal 
Unterhaltungs- und Showcharakter annimmt, um wahrgenommen wer-
den zu können, geschieht dies mitunter zu Lasten von Ernsthaftigkeit 
und Substanz. 

Ursachen der Verunsicherung 

Infolge solcher gesamtgesellschaftlichen Veränderungen hat sich nicht 
nur das Parteiensystem, sondern das demokratische System insgesamt 
verändert. Ein Teil der heute als Krise der Demokratie empfundenen 
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Phänomene lässt sich auf Modernisierungsprozesse und Aspekte eines 
sozialen Wandels zurückführen, die schon vor Jahrzehnten begonnen 
haben und immer noch anhalten. Doch dies erklärt nicht, warum es in 
vielen Demokratien gerade in den vergangenen zehn Jahren zu einer 
wachsenden Verunsicherung und in deren Folge zu gravierenden Um-
wälzungen in der Parteienlandschaft gekommen ist. Es kann keinen 
Zweifel geben, dass es vor allem auch aktuelle Entwicklungen sind, 
auf die viele Bürger in den Demokratien mit Verunsicherung reagie-
ren. Zwei Faktoren sind hier an erster Stelle zu nennen: Globalisierung 
und Digitalisierung. 

Globalisierung 

Der Begriff Globalisierung beherrscht seit den 1990er Jahren den poli-
tischen Diskurs. Ursprünglich im ökonomischen Bereich verwendet, 
um die zunehmende globale Verflechtung der Volkswirtschaften und 
insbesondere der Finanzmärkte zu umschreiben, bezeichnet er mittler-
weile auch Prozesse, die viele weitere Bereiche internationaler Vernet-
zung wie Technologietransfer, Kommunikation, Transport und grenz-
überschreitende Mobilität umfassen. Aber auch Problemfelder globaler 
Verflechtung wie organisierte Kriminalität, Drogen-, Waffen- und 
Menschenhandel, internationale Konflikte und Migration werden da-
mit in Zusammenhang gebracht. Diese breite Interpretation des Beg-
riffs spiegelt zugleich die Ambivalenz von Globalisierungsprozessen 
wider: Chancen können damit ebenso verbunden werden wie Risiken. 
Aus ökonomischer Perspektive wird die Globalisierung meistens be-
grüßt. Man erwartet, dass durch mehr Handel und eine verstärkte 
weltweite Arbeitsteilung der Wohlstand im globalen Rahmen wächst. 
Auch eine gut ausgebildete, kosmopolitisch sozialisierte jüngere Gene-
ration, die auf einem internationalen Arbeitsmarkt agiert und im Priva-
ten weltoffen ist, steht dem Prozess der Globalisierung zumeist positiv 
gegenüber. Globalisierungskritiker verweisen hingegen auf mögliche 
negative Folgen der internationalen Vernetzung. Während aus dem 
linken Spektrum der Globalisierungsskeptiker vor allem ökologische 
und soziale Gefahren thematisiert werden, kritisiert das rechte Spekt-
rum insbesondere, dass durch Migration die eigene Kultur bedroht 
werde. Skeptisch sind auch viele Ältere, eher Traditionsorientierte, 
Menschen mit eher geringer beruflicher Qualifikation oder solche, die 
sich von einem sozialen Abstieg bedroht fühlen. 

Diese Ambivalenz und die Tatsache, dass es 2008 mit der Finanzkrise 
sowie 2015 mit der Flüchtlingskrise zwei Ereignisse gab, die vielen 
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Menschen ganz konkret die möglichen Folgen von Globalisierung vor 
Augen führte und ihre unmittelbare Umwelt veränderte, erzeugte bei 
globalisierungsskeptischen Menschen vielfach Ängste, die aber in der 
Öffentlichkeit lange von fast allen politischen Parteien tabuisiert und 
verdrängt wurden. Dies führte letztlich dazu, dass sich die Ängste in 
politischen Demonstrationen und im Erstarken populistischer oder ra-
dikaler Parteien entluden. Je nachdem, ob sich die Ängste primär aus 
ökonomischen oder aber kulturellen Ursachen speisten, profitierten 
davon entweder linkspopulistische Bewegungen (wie Podemos in Spa-
nien und Syriza in Griechenland) oder Rechtspopulisten (wie die AfD 
in Deutschland oder der Front National in Frankreich). 

Digitalisierung 

Neben der Globalisierung ist die Digitalisierung ist ein zweiter Pro-
zess, der seit einiger Zeit für einen tiefgreifenden Wandel in jedem 
Lebensbereich sorgt. Die mit Computertechnologie, Internet, neuen 
Medien usw. einhergehenden Veränderungen in unserer Bildungs-, 
Wirtschafts- und Arbeitswelt, in Gesellschaft und im Privatleben voll-
ziehen sich in so großer Geschwindigkeit und mit so tiefgreifenden 
Folgen, dass manche sogar von einer digitalen Revolution sprechen. 
Doch auch der Prozess der Digitalisierung ist von großer Ambivalenz 
und hat potenzielle Gewinner und Verlierer. Digitalisierung mit ihrer 
Vernetzung von Wissenschaft und Forschung kann ein Motor für 
Wachstum und Wohlstand sein. In den wohlhabenden Staaten ist eine 
junge, technikaffine Generation auf die Herausforderungen der digita-
len Welt nicht nur gut vorbereitet, sondern gestaltet sie aktiv mit. Für 
sie bietet die digitale Zukunft viele Chancen in Beruf und Freizeit. 
Doch andere fühlen sich vom rasanten Fortschreiten der Digitalisie-
rung bedroht, weil sie z.B. keinen Zugang zu modernen Kommunika-
tionstechnologien haben, weil sich ihr Berufsbild radikal ändert, ihr 
Arbeitsplatz vielleicht sogar wegrationalisiert wurde oder auch weil sie 
um ihre informationelle Selbstbestimmung fürchten. Die Digitalisie-
rung erzeugt somit einen umfassenden Veränderungsdruck, der einer-
seits vielen Menschen neue berufliche und private Aussichten eröffnet, 
andererseits aber vielen Menschen auch Angst macht. 

Auch auf diese Sorgen haben demokratische Politiker und Parteien 
derzeit keine überzeugende Antwort. Die Ambivalenz des Themas 
macht ihnen zu schaffen: Einerseits sollen sie die Digitalisierung för-
dern, z.B. das Breitbandnetz ausbauen, damit das Land konkurrenzfä-
hig bleibt. Andererseits sollen sie die potenziellen Risiken minimieren 

10



und den Digitalisierungsprozess gestalten. Doch wie sollen global  
agierende Internetkonzerne wie Facebook und Google von national-
staatlich organisierten Demokratien reguliert werden? Die begrenzte 
Steuerungsfähigkeit politischer Akteure wird im Zeitalter der Digitali-
sierung zunehmend zu einer Herausforderung für die Demokratie 
selbst. 

Strukturelle Probleme der Demokratie 

Neben den seit langem ablaufenden gesellschaftlichen Veränderungs-
prozessen und den aktuellen Herausforderungen durch Globalisierung 
und Digitalisierung gibt es noch einen dritten Faktor, der zur gegen-
wärtigen Krisendiagnose beiträgt: die strukturellen Probleme der De-
mokratie. Winston Churchill hatte Recht: „Demokratie ist die schlech-
teste aller Regierungsformen – abgesehen von all den anderen Formen, 
die von Zeit zu Zeit ausprobiert worden sind“. Der moderne demokra-
tische Verfassungsstaat ist zwar das beste aller Herrschaftsmodelle, 
aber dennoch nie perfekt. Er ist eine stets irgendwo defizitäre Ord-
nungsform, und zwar unabhängig davon, in welcher konkreten Form er 
in einem Land jeweils realisiert wurde. 

In der Politikwissenschaft gibt es seit Jahrzehnten einen Diskurs dar-
über, welche Vor- und Nachteile die verschiedenen Demokratietypen 
und Regierungssysteme haben. Am Ende aller Vergleiche von Kon-
sens- und Mehrheitsdemokratien, präsidentiellen und parlamentari-
schen Regierungssystemen usw. steht jedoch in der Regel die Feststel-
lung, dass es eine ideale Form der Demokratie nicht gibt. Jeder Demo-
kratietypus hat zwar jeweils bestimmte Vorteile, aber eben auch ge-
wisse strukturelle Probleme, die sich unvermeidlich auf die Demokra-
tiezufriedenheit auswirken. 

So wird z.B. in der Bundesrepublik Deutschland mit Recht die Kom-
plexität demokratischer Entscheidungsprozesse kritisiert. Das kompli-
zierte System des Zusammenwirkens der verschiedenen Verfassungs-
organe im föderativen System wird einerseits von vielen Bürgern nicht 
richtig verstanden, andererseits führt es mitunter zu Blockaden, lang-
wierigen Aushandlungsprozessen oder zu für alle Beteiligten unbefrie-
digenden Kompromissen. In Großbritannien wird hingegen häufig be-
klagt, dass die Mehrheit ohne Rücksicht auf Minderheitspositionen 
durchregieren kann. In Frankreich problematisiert man die schwache 
Stellung des Parlaments, in Österreich die parteipolitische Durchdrin-
gung weiter Teile der gesellschaftlichen Organisationen. In den USA 
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ist die Kritik am System der „checks and balances“, das zur Selbstblo-
ckade der politischen Institutionen führen kann, beinahe so alt wie die 
Verfassung selbst. Noch gravierender sind die strukturellen Probleme 
in anderen Ländern, zumal auch in noch relativ jungen Demokratien, 
wo wir nicht selten instabile Parteiensysteme, ineffektive Staatlichkeit, 
hohe Staatsverschuldung, korrupte politische Eliten usw. vorfinden. 

Überaus komplex sind auch die politischen Strukturen und Prozesse in 
der supranationalen Mehr-Ebenen-Demokratie der Europäischen Uni-
on. Die Verteilung von Zuständigkeiten zwischen der EU und den 
Mitgliedsländern sowie die Kompetenzen der EU-Organe sind sogar 
für Insider nur schwer zu durchschauen. Auch wenn es vereinfachend 
die institutionellen Zwänge außer Acht lässt, von denen eine gemein-
same Politik von 28 Staaten unvermeidlich geprägt wird, so ist das 
Bild einer komplizierten und undemokratischen EU fast schon zum 
Gemeinplatz geworden. 

Solche strukturellen Probleme, die sich mit Reformen zwar mildern, 
aber wohl nie völlig beseitigen lassen, tragen zur gegenwärtigen Kri-
sendiagnose der Demokratie bei. Die gewollte Komplexität demokrati-
scher Strukturen und Willensbildungs- und Entscheidungsprozesse 
führt dazu, dass manche ökonomische, soziale oder kulturelle Aufgabe 
erst recht spät gelöst wird. Insbesondere im Vorfeld von Wahlen sind 
repräsentative Demokratien selten entscheidungsfreudig, damit mit 
potenziell unpopulären Maßnahmen keine Wähler verprellt werden. 
Manchmal werden mit Blick auf Stimmenmaximierung bei Wahlen 
eigentlich notwendige Reformen sogar überhaupt nicht angepackt. 
Manche Kritik an der Demokratie ist somit durchaus begründet. 

Ist die Demokratie in der Krise? Plädoyer für einen realistischen 

Optimismus 

Die These von der Krisenanfälligkeit der Demokratie ist im Grunde so 
alt wie die Demokratie selbst. Man kann ohne Übertreibung sagen, 
dass in der politischen Theorie „Demokratie“ und „Krise“ schon seit 
den antiken Autoren eine Art Begriffspaar bilden. Bereits Platon und 
Aristoteles, betrachteten die Demokratie äußerst skeptisch und hielten 
sie für fehleranfällig und instabil. Diese Kritik an der Demokratie zog 
sich über das Mittelalter bis in die Neuzeit hinein.6 Insofern ist die ge-
genwärtige Krisendebatte nichts Neues. Gleichwohl kann man sich des 
Eindrucks nicht erwehren, dass die Krisendiagnosen seit der Jahrtau-
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sendwende nicht nur im öffentlichen Diskurs, sondern auch in der poli-
tischen Theorie erheblich zugenommen haben. 

Abschied vom demokratischen Staat? 

So stellte etwa der britische Politikwissenschaftler Colin Crouchim 
Jahr 2004 die These auf, die Demokratie habe in den USA, Westeuro-
pa und Japan ihren Zenit überschritten. Zwar gebe es dort weiterhin 
freie Wahlen und demokratische Institutionen, doch schwinde die Par-
tizipation der Bürger ebenso wie das Ansehen von Parteien, Parlamen-
ten und Regierungen. Demokratie sei letztlich nur noch eine bloße 
Fassade – eine „Postdemokratie“. Die Göttinger Politikwissenschaftler 
Danny Michelsen und Franz Walter verwiesen 2013 in ihrem Buch 
„Unpolitische Demokratie“ auf eine erkennbare Diskrepanz zwischen 
politischem Regulierungsbedarf und politischer Ohnmacht, die sie als 
Krise der repräsentativen Demokratie interpretierten. Im selben Jahr 
veröffentlichte der Soziologe Ingolfur Blühdorn seine viel beachtete 
Analyse „Simulative Demokratie“, in der er den gegenwärtigen Zu-
stand der Demokratie weniger als Krise denn als „Paradox“ beschrieb: 
Einerseits seien demokratische Grundnormen und Werte nach wie vor 
gültig und sie würden im politischen Diskurs von allen Seiten be-
schworen; andererseits nähmen Bereitschaft und Fähigkeit ab, sich da-
von in die Pflicht nehmen zu lassen. In den USA sorgt derzeit das 
Buch „Why Liberalism Failed“ des konservativen Politikwissenschaft-
lers Patrick Deneen für Aufsehen, in dem dieser die Diskrepanz zwi-
schen dem liberalen Anspruch der Demokratie und deren gegenwärti-
ger Realität als „absurdes Theater“ bezeichnet.7 Dies sind nur einige 
Beispiele aus der jüngeren Literatur, die sich mit den aktuellen Ent-
wicklungen in modernen Demokratien beschäftigen. 

Herausforderungen annehmen 

Besteht demnach Grund für Beunruhigung? Ja, denn die Phänomene, 
die wir derzeit in vielen etablierten Demokratien der Welt beobachten, 
sind durchaus ernst zu nehmen. Die verbreitete Unzufriedenheit mit 
dem Funktionieren der Demokratie, der Vertrauensverlust gegenüber 
den politischen Eliten, das Erstarken populistischer Parteien und eine 
mangelnde Gestaltungsfähigkeit der politischen Institutionen stellen 
große Herausforderungen dar. Wenn sich Unzufriedenheit, Enttäu-
schung und mangelndes Vertrauen in die Politik auf individueller oder 
gar gesamtgesellschaftlicher Ebene als verbreitete Einstellungen mani-
festieren, wenn sie zu einem generellen Unbehagen werden und sich 
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zu einem demokratiekritischen Dauerkomplex fixieren, dann hat die 
Demokratie ein Problem. Dann ist nicht ausgeschlossen, dass populis-
tische Strömungen die Regierung übernehmen und die Rechtsstaats-
dimension der Demokratie scheibchenweise demontieren, indem sie 
z.B. die Pressefreiheit einschränken oder die Unabhängigkeit der Justiz 
in Frage stellen. 

Ist die Demokratie demnach derzeit in der Krise? Unter dem Begriff 
Krise versteht man gemeinhin eine Zeit der Gefährdung, einen Wen-
depunkt in einer gefährlichen Entwicklung, der zur Katastrophe führen 
kann. Ein derartiger Alarmismus ist jedoch nicht angebracht. Man 
muss zwischen Herausforderungen und bestandsgefährdenden Störun-
gen unterscheiden. Die oben genannten Herausforderungen sind zwar 
„schwierige Hausaufgaben“,8 aber nicht unbedingt bestandsgefährden-
de Funktionsstörungen der Demokratie. Wie die empirische Demokra-
tieforschung zeigt, ist trotz aller gegenwärtigen Probleme bislang noch 
keine einzige Demokratie weltweit in eine existenzielle Krise geraten.9 
Selbst in dem von ökonomischen Dauerkrisen geschüttelten Griechen-
land ist die Demokratie keineswegs kollabiert. Auch im globalen 
Rahmen kann nach den Analysen von Demokratieindices wie Freedom 

House, Democracy Barometer von einem „democratic rollback“ keine 
Rede sein. Es gibt somit bislang keinen empirischen Beweis für die 
These, dass die aktuellen Herausforderungen zum Zusammenbruch der 
Demokratie führen können. 

In einer realistischen Analyse kann es freilich auch keinen Zweifel ge-
ben, dass die oben dargestellten Entwicklungen zentrale Herausforde-
rungen darstellen, die die etablierten Demokratien bislang nicht gelöst 
haben. Klar ist, dass sich die längerfristig ablaufenden gesellschaftli-
chen Veränderungen, die sich heute auf die demokratischen Prozesse 
auswirken, nicht rückgängig machen lassen. Aber die Risiken, die sich 
aus aktuellen Entwicklungen wie der Globalisierung und der Digitali-
sierung ergeben, müssen von den politischen Akteuren stärker in den 
Blick genommen werden. Dass sich Teile des Demos von den demo-
kratischen Akteuren und Institutionen nicht mehr repräsentiert fühlen, 
darf nicht einfach hingenommen werden. Große sozioökonomische 
Ungleichheit stellt für jede Demokratie ein Problem dar, das zwar 
nicht völlig beseitigt werden kann, aber doch gemildert werden muss. 
Hier bedarf es größerer Anstrengungen. Auch strukturelle Reformen 
der demokratischen Systeme können erforderlich sein, um die Steue-
rungsfähigkeit der Politik zu verbessern. Die Verbesserung demokrati-
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scher Strukturen und Prozesse bleibt eine ständige Aufgabe für alle 
Demokratien. 

Fähigkeit zur Fehlerkorrektur 

Demokratien sind zudem niemals statisch, sondern dynamische Sys-
teme. Sie verändern sich mit der Zeit. Der Wandel der Demokratie ist 
auch nicht ausschließlich aus einer Perspektive der Problemanalyse zu 
sehen. Einige Entwicklungen sind durchaus auch positiv: Die Wahlbe-
teiligung steigt beispielsweise in einigen Ländern nach Jahrzehnten 
des Rückgangs wieder an. Bei den Bundestagswahlen in Deutschland 
stieg sie beispielsweise von 71,5 Prozent (2013) auf 76,7 Prozent 
(2017) an. Ähnliche Entwicklungen gab es 2017 in den USA, Großbri-
tannien und Österreich. Die Zukunft der Demokratie ist ohnehin nicht 
mehr nur mit den konventionellen Kategorien demokratischer Partizi-
pation zu erfassen. So sind junge Menschen zwar weniger bereit, sich 
in politischen Parteien zu engagieren, aber dafür beteiligen sie sich 
umso mehr in sozialen Netzwerken, Internet-Petitionen oder ehrenamt-
lichen Projekten wie dem Freiwilligen Sozialen Jahr oder in der 
Flüchtlingshilfe. Die Demokratie der Zukunft wird anders aussehen als 
heute, aber nicht unbedingt schlechter. 

Trotz aller Verunsicherung: Es besteht Grund für Optimismus. Schon 
Alexis de Tocqueville thematisierte 1835 in seinem Buch „Über die 
Demokratie in Amerika“ die Fehleranfälligkeit der Demokratie. Sie ist 
eben keine perfekte Ordnungsform. Der kluge Franzose erkannte je-
doch auch, dass die Demokratie im Gegensatz zu anderen Regierungs-
formen prinzipiell zur Fehlerkorrektur fähig ist. Fehlentscheidungen 
können korrigiert werden, ohne dass das ganze System in Frage ge-
stellt werden muss. Dies ist ein entscheidender Unterschied zu nicht-
demokratischen Regierungsformen. Die Geschichte zeigt, dass es in 
denjenigen Demokratien, die sich seit der Mitte des 20. Jahrhunderts 
langfristig etablieren konnten, immer wieder zu erfolgreichen Kurskor-
rekturen gekommen ist. 
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furt am Main 2008); Danny Michelsen und Franz Walter, Unpolitische Demo-
kratie. Zur Krise der Repräsentation. Berlin 2013; Ingolfur Blühdorn, Simulati-
ve Demokratie. Neue Politik nach der postdemokratischen Wende. Berlin 2013; 
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